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Bundesministerium für Umwel~ Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, 11055 Berlin 

Herrn 
Hubertus Zdebel MdB 
Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 

Postaustausch 

Sehr geehrter Herr Kollege, 

Ihre Schriftliche Frage mit der Arbeitsnummer 2/10 vom 1. Februar 2018 

(Eingang im Bundeskanzleramt am 2. Februar 2018) beantworte ich wie 

folgt: 

Frage 

„Aufgrund welcher rechtlichen Abwägungen hat das Bundesumweltministe­

rium als Fachaufsicht der Ausfuhrgenehmigung durch das Bundesamt für 

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAF A) für den Export von 13 hoch radio­

aktiven defekten Brennstäben aus dem AKW Brunsbüttel nach Schweden zu 

Forschungszwecken und zum dauerhaften Verbleib dieser Atomabfälle in 

Schweden zugestimmt (b_ttp://www.taz. de/ A tombrennstaebe-sollen-nach­

Schweden/! 54791 701), obwohl nach StandAG § 1 (2) und dem dort enthalte­

nen grundsätzlichen Exportverbot (Gebot der Inlandsentsorgung) solche 

nicht zulässig sind, und kann die Bundesregierung ausschließen, dass weite­

re defekte Brennstäbe aus anderen AKWs in Deutschland künftig ebenfalls 

exportiert werden? " 
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Antwort 

Die Ausfuhr steht rechtlich nicht im Widerspruch zu§ 1 des Standortaus­

wahlgesetzes bzw. der Richtlinie 2011/70/Euratom im Hinblick auf die ver­

antwortungsvolle und sichere Entsorgung. Die Brennstäbe werden zu For­

schungszwecken und nicht zum Zweck ihrer Entsorgung nach Schweden 

verbracht. 

Ein Export von Sonderbrennstäben aus anderen Atomkraftwerken würde 

rechtlich voraussetzen, dass sie für wissenschaftliche Untersuchungen benö­

tigt werden; anderenfalls schreibt das Atomgesetz die Zwischen- und End­

lagerung in Deutschland vor. 

Mit freundlichen Grüßen 

Rita Schwarzelühr-Sutter 


